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International

keitsbereichs der CBD auf den traditionellen Umweltschutz. 
Während andere Regierungen darauf drängten, genetische 
Ressourcen vor dem Zugriff internationaler Pharma-, Kos-
metik- und Nahrungsmittelkonzerne sowie das traditionelle 
Wissen indigener und lokaler Gemeinschaften zu schützen, 
befürchteten die USA potenzielle Einschränkungen für die 
Industrieforschung im Bereich der Biotechnologie und Ein-
bußen für die Wettbewerbsfähigkeit des Landes. Dadurch 
kam es rasch zur Verschärfung des «Nord-Süd-Konflikts 
zwischen ‹biodiversitätsarmen›, aber technologisch entwi-
ckelten Ländern des industrialisierten Nordens und ‹biodi-
versitätsreichen› Entwicklungsländern des Südens».5 Inter-
essengegensätze zeigen sich aber «insbesondere zwischen 
einer intensivierten, industrialisierten und oft exportorientier-

1  Mein besonderer Dank gilt der Rosa-Luxemburg Stiftung, die es mir ermöglicht hat, an den 
Verhandlungen in Hyderabad teilzunehmen, und an meine Dissertationsbetreuer Ulrich Brand 
und Christoph Görg. Auch möchte ich Ronald J. Pohoryles für seine wichtigen Anmerkungen 
und Hinweise danken und für seine kontinuierliche Unterstützung meiner Forschungsarbeit 
als Institutsleiter der ICCR Foundation.  2  In der Präambel der CBD wird Biodiversität definiert 
als «die Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher Herkunft, darunter unter anderem 
Land-, Meeres- und sonstige aquatische Ökosysteme und die ökologischen Komplexe, zu 
denen sie gehören; dies umfasst die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen den Arten und 
die Vielfalt der Ökosysteme».  3  In Hyderabad haben sich die Vertragsstaaten darauf geeinigt, 
die Naturschutzhilfen für Entwicklungsländer bis zum Jahr 2015 auf 7,7 Milliarden US-Dollar 
zu verdoppeln. Im Gegenzug mussten sich diese zu einer effektiveren Verwendung der Mittel 
und zu einer Erhöhung der Eigenleistungen verpflichten.  4  Unter genetischen Ressourcen 
versteht man genetisches Material bzw. Erbmaterial, das unter anderem für die Züchtung 
neuer Pflanzen, die Herstellung von Kosmetikprodukten oder die Gewinnung medizinischer 
Wirkstoffe genutzt wird.  5  Görg, Christoph: Erhalt der biologischen Vielfalt zwischen Um-
weltproblem und Ressourcenkonflikt, in: Görg, Christoph/Hertler, Christine/Schramm, En-
gelbert/Weingarten, Michael (Hrsg.): Zugänge zur Biodiversität. Disziplinäre Thematisierun-
gen und Möglichkeiten integrierender Ansätze, Marburg 1999, S. 291.

Mit der vor nunmehr vor 20 Jahren verabschiedeten UN-Konvention über die biologische Vielfalt (Convention on Biolo-
gical Diversity/CBD)2 kam es auf unterschiedlichen Ebenen zu einer weiteren Institutionalisierung und Politisierung des 
Umweltthemas. Wie zuletzt auf der 11. Vertragsstaatenkonferenz zur CBD im indischen Hyderabad im Oktober 2012 zu 
beobachten war,3 stellt Biodiversitätspolitik ein Terrain dar, auf dem sowohl die Widersprüche und Brüche als auch die 
Kontinuität der krisenhaften «imperialen Lebensweise» deutlich werden. Obwohl das inzwischen durchgesetzte Paradig-
ma «Schutz der Natur durch ihre ökonomische Nutzung» unterschiedliche Erwartungen und Interessen bedient, trägt es 
tendenziell zu einer Verhärtung von Ausbeutungs- und Marginalisierungsprozessen vor allem im globalen Süden bei, wie 
das Beispiel Indien zeigt.

ALICE B. M. VADROT

BEDROHTES WISSEN,  
BEDROHTES LEBEN
Natur als Ware – zur fortschreitenden Ökonomisierung  
der Umwelt- und Biodiversitätspolitik am Beispiel Indiens1

DIE KONVENTION ÜBER  
DIE BIOLOGISCHE VIELFALT
Die CBD ist eine Konvention der Vereinten Nationen, die am 
29. Dezember 1993 in Kraft getreten und mittlerweile von 163 
Staaten unterzeichnet worden ist. Ihre offiziellen Ziele sind: 
die Konservierung der biologischen Vielfalt, die nachhaltige 
Nutzung ihrer Bestandteile sowie der geregelte Zugang und 
gerechte Ausgleich von Vorteilen, die aus der Nutzung ge-
netischer Ressourcen4 entstehen (Art. 1 der CBD). In der öf-
fentlichen Wahrnehmung wird das Abkommen oftmals auf 
die internationale Aushandlung von Regeln zur Ausweitung 
von Naturschutzmaßnahmen reduziert. Im Rahmen der CBD 
geht es aber auch um den Technologietransfer von Indust-
rie- in Entwicklungsländer und um den Umgang mit der zu-
nehmenden Patentierung der biologischen Vielfalt etwa von 
Saatgut oder Pflanzenmaterial zur Herstellung von Medika-
menten und Kosmetika. Außerdem spielen konkurrierende 
Auffassungen über den Umgang mit Natur und verschiedene 
Formen von Wissen über diese eine Rolle. Ferner bestehen 
Divergenzen zwischen den Zielen des Naturschutzes und der 
Aneignung und Nutzung von natürlichen Ressourcen und da-
hingehend, wie diese rechtlich zu regeln sind. 

Bereits im Vorfeld der Verhandlungen über die CBD zeich-
neten sich daher Konflikte über die Reichweite des Abkom-
mens ab, die bis heute wirksam sind. Die US-Regierung, 
die die Konvention bislang nicht ratifiziert hat, forderte bei-
spielsweise eine Dachkonvention für bereits existierende 
Naturschutzabkommen zur Eingrenzung des Zuständig-
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ten Landwirtschaft mit Hochertragssorten und extensiven 
Bewirtschaftungsformen mit Ausrichtung auf lokale und re-
gionale Märkte».6

Von Beginn an litt die CBD unter erheblichen Umsetzungs-
problemen. So mussten sich die Vertragsstaaten 2010 auf ih-
rer 10. Konferenz im japanischen Nagoya eingestehen, dass 
eine wichtige Zielvorgabe des strategischen Plans, bis dahin 
den Rückgang der Artenvielfalt zu stoppen, gescheitert war. 
Dies hat der Debatte über die Sinnhaftigkeit multilateraler 
Umweltabkommen, über die verstärkte Einbindung von zivil-
gesellschaftlichen und privatwirtschaftlichen Akteuren und 
nicht zuletzt über die Notwendigkeit, zum Schutz der Biodi-
versität den Einsatz marktbasierter Instrumente auszuwei-
ten, neuen Aufschwung verliehen. 

NATUR ALS DIENSTLEISTUNGSUNTERNEHMEN 
UND BIODIVERSITÄT ALS FINANZGUT
Konflikte um Landnutzung, geistige Eigentumsrechte, gene-
tisch modifiziertes Saatgut und um den Anbau von Energie-
pflanzen zur Herstellung von Biokraftstoffen und den damit 
verbundenen Preisanstieg von Lebensmitteln haben in den 
letzten Jahren mehr öffentliche Aufmerksamkeit erhalten 
und damit auch neuen Raum für Kritik und Proteste eröffnet. 
In wissenschaftlichen und politischen Diskussionen wird da-
gegen zunehmend danach gefragt, wie Schutz und Nutzung 
von natürlichen Ressourcen sinnvoll und möglichst vorteil-
haft miteinander verknüpft werden können.

Von besonderer Bedeutung in dieser Hinsicht war die Ver-
öffentlichung der Studie «Die Ökonomie von Ökosystemen 
und der Biodiversität» (The Economics of Ecosystems and 
Biodiversity/TEEB) im Jahr 2008.7 Sie hat wesentlich zu einer 
Stärkung des Bewusstseins über den wirtschaftlichen Wert 
und Nutzen der Biodiversität beigetragen und in Fachkreisen 
die Debatte vorangetrieben, mit welchen finanziellen Inst-
rumenten und Mechanismen diese erhalten werden kann. 
Die dahinterliegende Zielvorstellung und Idee ist simpel und 
konsensfähig: Gelänge es, den Wert der Biodiversität bes-
ser zu kommunizieren oder den ökonomischen Nutzen einer 
«grünen Wirtschaft» sichtbarer zu machen, könnten zusätz-
liche Finanzierungsquellen zu ihrem Schutz erschlossen und 
sowohl ökologische als auch ökonomische Probleme unter 
Beibehaltung der alten Wachstumsvorstellungen gelöst wer-
den. So das Credo, das neben der Bewältigung ökologischer 
Herausforderungen die Zurückdrängung von Armut durch 
mehr materiellen Wohlstand verspricht. 

In diesem Sinne werden Umweltprobleme in erster Li-
nie mit Politik- und Wirtschaftsversagen in Verbindung ge-
bracht. Statt auf traditionelle Formen der Regulierung und 
Intervention setzt man auf neue und innovative Instrumen-
te, die sich stärker an Marktgesetzen orientieren sollen. Das 
Argument für die ökonomische Bewertung der Natur ist, 
dass «fehlende Marktpreise für Ökosystemdienstleistungen 
und Biodiversität bedeuten, dass die Leistungen, die wir aus 
diesen Gütern beziehen, bei Entscheidungsprozessen bis-
her vernachlässigt oder unterschätzt werden. Die ökonomi-
sche Bewertung ist hier ein entscheidender Schritt, denn sie 
macht deutlich, dass die Natur Leistungen erbringt und die-
se einen Wert besitzen. Die ermittelten ökonomischen Werte 
haben – wie Marktpreise für private Güter – eine Informa-
tions- und Lenkungsfunktion. Bürger, Unternehmen oder 
politische Entscheidungsträger werden über die ‹wahren› 
Kosten ihrer Konsum-, Produktions- oder Regierungsent-
scheidungen informiert. Zielkonflikte werden dadurch sicht-

bar sowie besser verhandelbar, und Nutzungsentscheidun-
gen können effizient getroffen werden.»8 

Um den Wert der Biodiversität zu messen und hierdurch 
die Chancen für ihren Erhalt zu erhöhen, wird derzeit in ei-
ner vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit finanzierten Studie der Wert des Natur-
kapitals in Deutschland berechnet. Als Grundlage dient das 
Konzept der Ökosystemdienstleistungen,9 das den funkti-
onalen Wert der Natur in den Vordergrund rückt und Pro-
zesse wie etwa die Bestäubungstätigkeit von Bienen als 
Dienstleistung der Natur an den Menschen versteht. Auch 
im Rahmen der CBD wird zunehmend über Ökosystem-
dienstleistungen diskutiert und über deren Stellenwert für 
den globalen Schutz der biologischen Vielfalt verhandelt. 
Dem liegt unter anderem die Vorstellung zugrunde, dass 
Ausgleichszahlungen für die Bereitstellung von Ökosys-
temdienstleistungen (payments for ecosystem services) 
beispielsweise an Grundbesitzer oder Landwirte die Bereit-
schaft erhöhen werden, auf eine bestimmte Nutzung von 
Biodiversität zu verzichten.

«Das Aufzeigen der Werte von Ökosystemdienstleistun-
gen verdeutlicht, dass Investitionen in Naturkapital unter 
Umständen günstiger sein können als Investitionen in vom 
Menschen gemachtes Kapital.»10 Seit 2008, als die Vertrags-
staaten der CBD die «Business & Biodiversity Initiative» ins 
Leben riefen, gilt die verstärkte Einbindung des Privatsek-
tors als möglicher Ausweg aus der selbstverschuldeten Blo-
ckade beim Erreichen der Vertragsziele. Die Ressourcen für 
den Schutz der biologischen Vielfalt stammten lange Zeit 
insbesondere aus auf Fonds gestützten staatlichen Mitteln, 
während die Einrichtung von Schutzgebieten im Fokus der 
Bemühungen für den globalen Artenschutz stand.11 Seit ein 
paar Jahren hat es eine Verschiebung gegeben, sodass in-
zwischen unternehmerische Strategien und Finanzierungs-
instrumente eine wesentlich größere Rolle spielen. «Damit 
einher geht eine Verschiebung des Schwerpunktziels vom 
Schutz der biologischen und Artenvielfalt hin zum Erhalt von 
Ökosystemdienstleistungen.»12 Damit verbunden ist auch 
die Herausbildung neuer Geschäftsfelder. Es wird nun laut 
über die Entwicklung von Biodiversitätsmanagementsyste-
men, die Erfassung eines «Biodiversitätsfußabdruckes» und 
neue labelling-Strategien nachgedacht, aber auch über die 
Entstehung neuer Märkte durch einen Handel mit Biodiver-
sitätszertifikaten, payments for ecosystem services (PES) und 
biodiversity offsetting diskutiert. Konkret geht es hier darum, 
umweltunverträgliche Unternehmensaktivitäten und -inves-
titionen, die beispielsweise durch Infrastrukturvorhaben ent-
stehen, an anderer Stelle auszugleichen, etwa durch den Er-
werb von und den Handel mit Zertifikaten.13

6  Ebd., S. 292.  7  Diese Studie war von der Bundesregierung im Rahmen der deutschen 
G8-Präsidentschaft im Jahr 2007 gemeinsam mit der EU-Kommission initiiert worden. Die 
Schirmherrschaft lag beim Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) und die Lei-
tung bei dem indischen Ökonom Pavan Sukhdev.  8  Chatreaux, Melanie/Hansjürgens, 
Bernd/Schröter-Schlaak, Christoph: Ökonomische Aspekte von Ökosystemen und Biodi-
versität, in: Die Volkswirtschaft. Das Magazin für Wirtschaftspolitik, 9/2010, S. 1 ff.  9  Öko-
systemdienstleistungen werden definiert als jene Grundlagen und Prozesse ökologischer 
Systeme, die zur Erhaltung der Menschheit und zum menschlichen Wohl beitragen. Sie 
werden im Englischen häufig als benefits bezeichnet.  10  Chatreaux u.a: Ökonomische As-
pekte, S. 20.  11  Gemeint ist hier, dass für den Biodiversitätsschutz zweckgebundene öf-
fentliche und/oder öffentlich-private Mittel zur Verfügung gestellt werden; diese sind teils 
verlorene Zuschüsse, teils zu einem günstigen Zinssatz rückzahlbar. Auf internationaler 
Ebene wurde hierfür die Global Environmental Facility eingerichtet.  12  Bund für Natur- und 
Umweltschutz Deutschland: TEEB The Economics of Ecosystems and Biodiversity. Inter-
nationale Diskussion um eine Ökonomie der Ökosysteme und der biologischen Vielfalt, 
Berlin 2010, S. 6.  13  Vgl. Kreditanstalt für Wiederaufbau (kfw): Nachhaltigkeitsbericht 2006, 
Berlin 2007 (unter: http://www.kfw.de/kfw/de/I/II/Download_Center/Fachthemen/PDF-Do-
kumente_Nachhaltigkeit/NB_2006_D.pdf).
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Dies erfordert neue Institutionen, Regelungen und Standards 
für Investitionen und die Kreditvergabe, klare rechtliche Rah-
menbedingungen und Landnutzungsverhältnisse sowie die 
Einrichtung von Zertifizierungsschemata. Hierdurch wird 
erstens die Rolle finanzieller Argumente für den Schutz der 
Biodiversität gestärkt, zweitens Biodiversität als neues «Fi-
nanzprodukt» und Teil des Naturkapitals etabliert, drittens 
werden neue Anlagemöglichkeiten geschaffen und viertens 
die Logik und Regeln des Finanzmarktes auf gesellschaftli-
che Naturverhältnisse ausgedehnt. In den Bereichen Ener-
gie- und Rohstoffwirtschaft zeigt sich diese Entwicklung, die 
sich als Finanzialisierung beschreiben lässt, anhand steigen-
der Anlagen und Investitionen in entsprechende Märkte. Der 
Emissionshandel ist hier nur einer von vielen neuen Märkten, 
der als Modell für den Handel mit Biodiversitätszertifikaten 
oder Ökosystemdienstleistungen dient und die Maschinerie 
des ungenierten greenwashing14 am Laufen hält. 

DIE VERPREISUNG DER NATUR TRÄGT  
ZUR VERSCHLEIERUNG DER ÖKOLOGISCHEN 
WAHRHEIT BEI
Während für die einen die Finanzialisierung der Biodiversi-
tät sowohl ihren Schutz als auch ihre nachhaltige Nutzung 
garantiert und dazu noch eine wirksame Armutsbekämp-
fung verspricht, geht für andere die verstärkte Anwendung 
von Marktmodellen einher mit einer steigenden Ungleich-
verteilung von Reichtum zugunsten des globalen Nordens 
(«die Natur verkaufen, um sie zu schützen»15) sowie einer 
Verschleierung von grundlegenden Konflikten und Ausbeu-
tungsverhältnissen. Letztlich werde nicht nur die Natur kom-
merzialisiert, sondern der freie Zugang zu einem Allgemein-
gut infrage gestellt und somit die Lebensgrundlage vor allem 
indigener und lokaler Gemeinschaften sowie zahlreicher 
Kleinbauern in Schwellen- und Entwicklungsländern gefähr-
det. «Der Anspruch, dass ‹die Preise die ökologische Wahr-
heit sagen sollen›, blendet aus, dass viele wichtige Funkti-
onen der Natur gar nicht in Preisen ausgedrückt werden 
können. Und das ist auch besser so. Denn: Erhält die Zerstö-
rung der Natur einen Preis, so unterbleibt ihre Zerstörung nur 
dann, wenn ihr Schutz billiger ist.»16 

Die Europäische Union gehört zu den überzeugtesten und 
hartnäckigsten Befürwortern des Konzepts der Ökosystem-
dienstleistungen. Sie tritt massiv für die verstärkte Einbin-
dung des Privatsektors in die Biodiversitätspolitik ein, lehnt 
aber eine Einbeziehung der Bedürfnisse kleiner und mittel-
ständischer Unternehmen in Entwicklungsländern in die Ver-
handlungen der Vertragsstaaten der CBD ab, was insbeson-
dere die argentinische Regierung scharf kritisiert hat. Dass 
es hierbei nicht nur um unterschiedliche politische und wirt-
schaftliche Interessen geht, sondern auch um konkurrieren-
de Vorstellungen von Wohlstand und Wachstum, ist nicht 
weiter überraschend. So befürworten auch die Regierungen 
von Brasilien und China weitgehend das Konzept der Öko-
systemdienstleistungen, unter Verweis auf den bestehenden 
Nachholbedarf an Industrialisierung und Modernisierung in 
ihren Ländern, während die sogenannten ALBA-Staaten17 ge-
gen die Ausweitung marktbasierter Politikinstrumente und 
eine Darstellung der Natur als Dienstleistungsunternehmen 
eintreten. Ihre Botschaft ist eindeutig: Die kapitalistische 
Lebens- und Produktionsweise und damit einhergehende 
Konsummuster sind für die ökologische, ökonomische und 
soziale Krise verantwortlich, weswegen eine Ausweitung 
marktbasierter Instrumente sich kaum für den Erhalt der Bio-

diversität eigne. Anhaltende soziale Ungleichheiten seien nur 
durch eine umfassende Gesellschaftstransformation aufzu-
lösen. Ein weiteres Argument der ALBA-Staaten gegen die 
vermehrte Nutzung marktbasierter Instrumente in der inter-
nationalen Umweltpolitik ist, dass funktionale und anthro-
pozentrische18 Begründungen für den Naturschutz und die 
Wahrnehmung von natürlichen Stoffen und Prozessen als 
Dienstleistungen mit dem traditionellen Verständnis des Ver-
hältnisses zwischen Mensch und Natur und dem Konzept von 
«Mutter Erde» (Pachamama) unvereinbar sind. Aus dieser kri-
tischen Haltung heraus wird die Dominanz der westlichen 
Wissenschaft und deren Rolle bei der Aufrechterhaltung des 
Paradigmas «Schutz der Natur durch ihre ökonomische Nut-
zung» nicht nur infrage gestellt, sondern mitverantwortlich 
für die ökologische und soziale Krise gemacht. 

ÖKONOMISIERUNG DER BIODIVERSITÄT  
ALS ENTWICKLUNGSSTRATEGIE IN INDIEN
Im Unterschied dazu sehen viele Regierungen im globalen 
Süden die zunehmende Ökonomisierung der Umwelt- und 
Biodiversitätspolitik als eine Chance zur Armutsbekämp-
fung. Die Berücksichtigung des monetären Wertes der Bio-
diversität gilt zunehmend als Ankerpunkt für eine nachhal-
tige wirtschaftliche Entwicklungsstrategie. So hat auch die 
indische Regierung, Gastgeber der 11. CBD-Vertragsstaa-
tenkonferenz im Oktober 2012, als eine der ersten beschlos-
sen, eine sogenannte TEEB-Studie zur Erfassung des hei-
mischen Naturkapitals in Auftrag zu geben. Damit soll bis 
zum Jahr 2015 ein Rahmenwerk für eine «grüne volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung», die den ökonomischen Wert 
von Biodiversität und Ökosystemdienstleitungen als Teil des 
Bruttoinlandsprodukts betrachtet, vorgelegt werden.

Nach Angaben des indischen Ministeriums für Umwelt 
und Wälder ist mit dieser Initiative die Erwartung verbun-
den, wirtschaftliches Wachstum und den Erhalt der Biodi-
versität aneinander koppeln zu können: «In einem Entwick-
lungsland wie unserem ist die Abhängigkeit von natürlichen 
Ressourcen weitaus größer als in Ländern mit einem höhe-
ren Pro-Kopf-Einkommen. Unsere Entwicklung basiert im 
Wesentlichen darauf, inwieweit es uns gelingt, diese Res-
sourcen in andere Formen des Wohlstandes zu überführen. 
Allerdings muss dieser Prozess nachhaltig gestaltet wer-
den, um kontinuierliches Wachstum und den Fortbestand 
dieser Ressourcen zu gewährleisten.»19 Als ebenso wichtig 
wird die Einführung von PES erachtet, insbesondere um der 
fortschreitenden Zerstörung von Land und der Rodung von 
Wäldern, was in Indien ein großes Problem darstellt, Einhalt 
zu gebieten. Erste Projekte zur Umsetzung dieses Ansatzes 
werden im Kontext der TEEB-Studie zurzeit in den Regionen 
Himachal, Andhra Pradesh, Andaman und Nicobar sowie 
Arunachal durchgeführt. 

14  Greenwashing bezeichnet Methoden und Vorgehensweisen, die darauf abzielen, einem 
Unternehmen oder staatlichen Institutionen in der Öffentlichkeit ein umweltfreundliches 
und verantwortungsbewusstes Image zu verleihen, ohne dass es dafür eine hinreichende 
Grundlage gibt.  15  McAfee, Kathleen: The Contradictory Logic of Global Ecosystem Ser-
vices Markets, in: Development and Change, 43(1) 2012, S. 105.  16  Brand, Ulrich/Thimmel 
Stefan: Schöne Grüne Welt. Über die Mythen der Green Economy, hrsg. von der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung, luxemburg argumente Nr. 3, 2. Aufl., Berlin 2012, S. 12.  17  Bei ALBA 
handelt es sich um ein wirtschaftliches und politisches Bündnis von derzeit acht lateiname-
rikanischen und karibischen Staaten (Antigua und Barbuda, Bolivien, Dominikanische Re-
publik, Equador, Kuba, Nicaragua, St. Vincent und die Grenadinen, Venezuela). Das Bündnis 
soll eine Alternative zur von den USA geplanten gesamtamerikanischen Freihandelszone 
ALCA darstellen.  18  Anthropozentrisch bedeutet, dass der Mensch sich selbst als den Mit-
telpunkt der weltlichen Realität versteht.  19  Pressemitteilung des Ministeriums unter: ht-
tp://moef.nic.in/downloads/public-information/2011-02-23%20Press%20Brief%20-%20
TEEB%20India.pdf.
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Das Konzept der Ökosystemdienstleistungen in Indien ist al-
lerdings noch relativ neu. Zudem stößt seine Anwendung 
auf eine Reihe von Schwierigkeiten, darunter Probleme mit 
der Berechnung und mit der Vermittlung des Ansatzes an lo-
kale Entscheidungsträger, insbesondere weil die Einführung 
von PES die Etablierung von Eigentumsrechten erfordert. 
Das sogenannte green grabbing bezeichnet einen Prozess, 
bei dem Land unter Verweis auf Umweltziele und Natur-
schutz (Erhalt der Biodiversität, CO2-Speicherung, kontinu-
ierliche Bereitstellung von Ökosystemdienstleistungen) zu-
nehmend veräußert wird. In manchen Fällen werden eigens 
neue Regeln und Gesetze erlassen, um die Aneignung durch 
Privatpersonen und Unternehmen zu erleichtern.20 Letzteres 
ist in Indien recht häufig der Fall und geht einher mit Kon-
flikten zwischen lokalen Gemeinschaften und verschiedenen 
Interessengruppen, gerade wenn diese in entsprechende 
Projekte nicht eingebunden und von der Verteilung von Ge-
winnen aus alternativen Einnahmequellen ausgeschlossen 
werden. Oftmals sind es unterschiedliche beziehungswei-
se sich widersprechende Rechtslagen und Befugnisse, die 
Zielkonflikte verschärfen und soziale Ungerechtigkeiten und 
Ausbeutungsverhältnisse verfestigen. Ein Beispiel, das den 
Konflikt zwischen ökologischen und ökonomischen Zielset-
zungen und die Auswirkungen auf lokale und indigene Ge-
meinschaften besonders deutlich macht, ist die Abholzung 
von Wäldern für die Industrie und den Bergbau, der mas-
sive Gewinne und ökonomisches Wachstum für bestimm-
te Regionen verspricht. Nicht nur führt die Ausweitung des 
Bergbaus in Indien zur Zerstörung des Waldes, zur Übernut-
zung von Wasserressourcen, zum Verlust von Biodiversität 
und zur Verschmutzung von charakteristischen Lebensstät-
ten für besondere Tier- und Pflanzenarten. Auch die Lebens-
räume indigener und lokaler Gemeinschaften sind hiervon 
massiv bedroht. Das Ergebnis sind vermehrte Vertreibungen 
und Gewaltanwendungen bis hin zur Militarisierung ganzer 
Landstriche, eine steigende Arbeitslosigkeit und Prekarisie-
rung von spezifischen Bevölkerungsgruppen, die Ausbrei-
tung von Krankheiten und in letzter Instanz die Zerstörung 
von kultureller Vielfalt, insbesondere dadurch, dass die wei-
tere Ausübung traditioneller kultureller Praktiken unmöglich 
gemacht wird. 

Von der Einführung von PES und der Bilanzierung von 
Naturkapital erwartet sich die indische Regierung ein wirk-
sames Instrument, mit dem politische Entscheidungen 
zur Lösung von solchen Zielkonflikten zukünftig erleichtert 
und besser legitimiert werden können. Ökonomische Kos-
ten-Nutzen-Analysen versprechen einen Ausweg aus dem 
Dilemma zwischen dem Schutz und der Nutzung von Bio-
diversität. Hierbei werden die Bedürfnisse und Interessen 
indigener Völker nur eingeschränkt berücksichtigt. Nicht 
selten werden deren Rechte und Naturschutzbelange auch 
gegeneinander ausgespielt, wie das Beispiel des Stammes 
der Soliga zeigt. Seitdem ihr Lebensraum am südlichen 
Rand von Karnataka 1974 zum Naturschutzgebiet (Biligri 
Rangaswami Temple) erklärt wurde, kam es immer wieder 
zu Verdrängungen und Einschränkung ihrer traditionellen 
Lebensweise, wozu der Wanderfeldbau oder das Jagen ge-
hört. Nach Verabschiedung des «Forest Right Acts» 200621 
versuchten die Soliga unter Mithilfe von NGOs das dort erst-
mals verbriefte Recht indigener Völker in Indien, natürliche 
Organismen wie Blätter, Bäume, Sträucher, Tiere, Blumen 
und Früchte des Waldes, aber auch Horn, Honig, Seide und 
andere Produkte zu sammeln, zu besitzen und zu verwerten, 

geltend zu machen. Ihre Anträge wurden jedoch zunächst 
vollkommen ignoriert. Als das Gebiet 2010 zusätzlich zu ei-
nem Reservat für die dort lebenden 30 Tiger erklärt wurde, 
kam es darüber hinaus zu heftigen Auseinandersetzungen 
zwischen den Soliga und den für die Tiere verantwortlichen 
Naturschützern. Der Konflikt (tiger or tribals) konnte nur da-
durch entschärft werden, dass die Soliga einwilligten, einen 
Teil ihres traditionellen Wissens zum Schutz der Tiger zur 
Verfügung zu stellen und ein eigenes Sanktionssystem ein-
zurichten, um Verstöße gegen Naturschutzauflagen in den 
eigenen Reihen zu ahnden. Im Gegenzug erhielten Sie ein 
gemeinschaftliches Nutzungsrecht für drei Fünftel der Wald-
fläche und die Möglichkeit, sich aktiv an der Verwaltung des 
Gebietes zu beteiligen.

Konflikte gibt es allerdings nicht nur im Zusammenhang 
mit Eigentums- und Landnutzungsrechten, sondern auch 
mit unterschiedlichen Wertesystemen und den daraus re-
sultierenden Interessenkonflikten. Kann der Wert von Tier- 
und Pflanzenarten durchgehend monetär bestimmt werden? 
Und in welchem Verhältnis steht dieser Wert zu subjektiven 
Empfindungen und zur Bedeutung, die diese für indigene 
Völker, lokale Gemeinschaften und Kleinbauern haben? Wie 
verhält es sich zu indigenem Wissen und dessen potenziel-
lem Marktwert? Darüber hinaus bleibt die Frage offen, in-
wieweit die beschriebenen Konzepte dabei helfen können, 
Monopolisierungstendenzen bei der Produktion und beim 
Verkauf von Saatgut entgegenzuwirken, die in Indien vor al-
lem im Baumwollbereich sichtbar sind und zu massiven Ab-
hängigkeiten und zur Verschuldung von Kleinbauern führen. 
Die Zunahme an Patenten auf natürliche Ressourcen zieht 
unter den Vorzeichen der «grünen Revolution»22 und der Res-
sourcenoptimierung eine nur schwer zu kontrollierende Pri-
vatisierung der Natur nach sich, die mit marktbasierten Poli-
tikinstrumenten kaum zu bekämpfen ist und vielmehr einer 
grundlegenden Umgestaltung von Landnutzungs- und Ei-
gentumsrechten bedarf.

ÖKONOMISIERUNG DER UMWELTPOLITIK ALS 
MOTOR DER «IMPERIALEN LEBENSWEISE»
Unabhängig von konzeptionellen Fragen, die Ansätze wie 
Ökosystemdienstleistungen oder TEEB-Studien aufwerfen, 
sollte in linken politischen Diskussionen die Frage im Zent-
rum stehen, ob die ökonomische Bewertung von Naturkapi-
tal und die fortschreitende Monetarisierung der Biodiversität 
tatsächlich zum Erhalt der biologischen Vielfalt, zu nachhalti-
ger Wirtschaftsentwicklung und zu Armutsbekämpfung bei-
tragen können. Diesbezüglich gibt es berechtigte Zweifel, da 
Verteilungs- und Gerechtigkeitsfragen sowie kulturelle Un-
terschiede beim Umgang mit der Natur in der Regel bei der 
derzeit verfolgten Biodiversitätspolitik kaum oder gar keine 
Berücksichtigung finden. Ein anderer Einwand ist der star-
ke Fokus auf die Bedeutung des Naturkapitals für das Wirt-
schaftswachstum. Dieses Wachstum basiert auf Produk-
tions- und Konsummustern, die im globalen Norden mit dem 
Inwertsetzungsparadigma «Schutz durch Nutzung», einer 

20  Fairhead, James/Leach, Melissa/Scoones, Ian: Green Grabbing: a new appropriation of 
nature, in: The Journal of Peasant Studies, 39(2) 2012, S. 237–261.  21  Der vollständige Titel 
lautet: The Scheduled Tribes and Other Traditional Forest Dwellers (Recognition of Forest 
Rights) Act.  22  Bei der «grünen Revolution», einem Projekt, das die Weltbank bereits seit 
den 1960er Jahren verfolgt, ging es darum, Entwicklungsländer wie Indien und die dort le-
benden Bauern mit moderner Agrartechnologie und wissenschaftlichem Know-how auszu-
statten, mit dem offiziellen Ziel der Armutsbekämpfung und einer größeren Ernährungssi-
cherheit. In den letzten Jahren wird vermehrt gentechnisch modifiziertes Saatgut als Teil der 
«grünen Revolution» gesehen, da dieses besonders resistente Hochertragssorten verspricht.
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neoliberalen Politik und einem strikten Effizienzdenken ver-
bunden sind, aber in Konflikt stehen mit anderen, insbeson-
dere traditionellen Lebens-, Entwicklungs- und Umgangsfor-
men mit Eigentum. Somit dienen die «Vernunftargumente» 
über den Zusammenhang der Ökonomisierung von Natur, 
dem Erhalt der Biodiversität und der Reduktion von Armut 
am Ende vor allem dazu, die «imperiale Lebensweise» auf-
rechtzuerhalten, das heißt «herrschaftliche Produktions-, 
Distributions- und Konsummuster, die tief in die Alltagsprak-
tiken der Ober- und Mittelklassen im globalen Norden und 
zunehmend auch in imperialen Schwellenländern des globa-
len Südens eingelassen sind».23 Damit werden nicht nur al-
ternative Wissens- und Lebensformen marginalisiert oder – 
wie es der brasilianische Soziologe Boaventura de Sousa 
Santos ausdrückt – unsichtbar gemacht. Die Verdrängung 
traditionellen und indigenen Wissens birgt zudem die Gefahr 
einer Politisierung von Wissenschaft bei gleichzeitiger Ent-
politisierung zentraler Überlebensfragen und führt letztlich 
zur Zerstörung kultureller Diversität. «Während heutzutage 
niemand mehr den generellen Nutzen von Wissenschaft und 
technologischer Produktivität in Abrede stellt, sollte uns das 
nicht daran hindern, Interventionen in die reale Welt als nütz-
lich anzuerkennen, die von anderen Wissensformen möglich 
gemacht werden. Ein Beispiel ist die durch ländliche und in-
digene Wissensformen ermöglichte Bewahrung von Biodi-
versität, die paradoxerweise von einer wachsenden Zahl wis-
senschaftsfixierter Interventionen bedroht wird.»24 

Damit zeigt sich: Biodiversitätspolitik ist ein internationa-
les Konfliktfeld, wo bei näherer Betrachtung nicht nur das 
Ausmaß der eng miteinander verbundenen ökonomischen 

und ökologischen Krise deutlich zutage tritt, sondern auch 
versucht wird, über eine zunehmende Verwissenschaftli-
chung Ausbeutungsverhältnisse, sei es in Bezug auf die Na-
tur oder in Bezug auf all jene, die direkt von ihr abhängen, zu 
legitimieren und zu verschleiern. Eben hierin besteht die Ge-
fahr, Konflikte und Probleme von Umweltpolitik auf Politik- 
und Marktversagen zu reduzieren, da hiermit zentrale Fra-
gen und Konfliktlinien außer Acht gelassen werden. Einen 
anderen gesellschaftlichen Umgang mit Naturverhältnissen 
und eine gerechtere Ressourcenverteilung wird es in einer 
«grünen Ökonomie» nur dann geben, wenn diese an eine 
umfassende gesellschaftliche Transformation gekoppelt ist 
und der Mythos von einer Welt der grenzenlosen Naturan-
eignung und des grenzenlosen Verbrauchs endlich aufge-
geben wird.
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23  Brand, Ulrich/Wissen, Markus: Sozial-ökologische Krise und imperiale Lebensweise. Zur 
Krise und Kontinuität kapitalistischer Naturverhältnisse, in: Demirović, Alex/Dück, Julia/Be-
cker, Florian/Bader, Pauline (Hrsg.): VielfachKrise im finanzdominierten Kapitalismus, Ham-
burg 2011, S. 79.  24  Sousa Santos, Boaventura de: Denken jenseits des Abgrunds. Von 
globalen Grenzlinien zu einer Ökologie von Wissensformen, in: Lindner, Urs/Nowak, Jörg/
Paust-Lassen, Pia (Hrsg.): Philosophieren unter anderen. Beiträge zum Palaver der Mensch-
heit, Münster 2008, S. 419.
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